Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3514 


Antrag 

der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, Frau Grie- 
singer, Frau Schroeder (Detmold), Frau Kalinke, 
Dr. Götz, Burger, Geisenhofer, Looft und Genossen und 
der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Aktionsprogramm für die unvollständige Familie 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Die Bundesregierung wird ersucht, in ihren Gesetzentwürfen 
zur Steuerreform oder durch einen besonderen Gesetzentwurf 
die Stellung der unvollständigen Familie im Steuerrecht zu ver- 
bessern. Ziel einer solchen Regelung sollte sein, alle allein- 
stehenden Elternteile mit abhängigen Kindern bei ihrer Ein- 
gruppierung im System der Steuerklassen (Splittingvorteil) 
oder im Rahmen einer verbesserten Sonderfreibetragsregelung 
(§ 32 Abs. 3 b EStG) steuerlich wesentlich stärker als bisher zu 
entlasten. 

II. 

Die Bundesregierung wird ersucht, im Rahmen des § 29 des 
Wohnungsbau- und Familienheimgesetzes in Abstimmung mit 
den Bundesländern innerhalb eines Gesamtprogrammes für den 
sozialen Wohnungsbau die Belange der unvollständigen Fami- 
lien verstärkt zu berücksichtigen und weitreichende Förde- 
rungsmaßnahmen für diese Gruppe zu ergreifen, die über ein- 
zelne Demonstrationsbauvorhaben hinausgehen. 

Außerdem wird die Bundesregierung ersucht, alsbald einen 
Gesetzentwurf zur Änderung des II. Wohnungsbaugesetzes 
vorzulegen, durch den § 28 Abs. 3 dieses Gesetzes dahin ergänzt 
wird, daß neben alleinstehenden Frauen mit und ohne Kinder 
auch alleinstehende Elternteile mit Kindern erwähnt werden. 

III. 

Die Bundesregierung wird ersucht, nach § 25 Abs. 1 des Gesetzes 
für Jugend Wohlfahrt Programme der Bundesländer für die Er- 
richtung von Kindertagesstätten anzuregen und zu fördern. 
Der Bedarf alleinstehender Elternteile ist dabei besonders zu 
berücksichtigen. 
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IV. 

Die Bundesregierung wird ersucht, in Zusammenarbeit mit der 
Bundesanstalt für Arbeit und den Sozialpartnern ein Förde- 
rungsprogramm für Teilzeitarbeitsplätze für alleinstehende 
Elternteile zu erarbeiten und zu verwirklichen. Das Programm 
soll enthalten 

— Förderung von Teilzeitarbeitsplätzen für Alleinstehende mit 
abhängigen Kindern, 

— Förderung von betrieblichen Kindertagesstätten, 

— Förderung von Werkswohnungen für alleinstehende Arbeit- 
nehmer mit Kindern, 

— Einarbeitungszuschüsse für Arbeitgeber, die alleinstehende 
Elternteile in Teilzeitarbeit einstellen, 

— Aufklärung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern über die- 
ses Programm. 

V. 

Die Bundesregierung wird ersucht, gemeinsam mit den Bundes- 
ländern eine Beratungsfibel zu erarbeiten, in der die allein- 
stehenden Elternteile mit abhängigen Kindern auf alle Hilfen 
und Förderungsmöglichkeiten hingewiesen werden. Speziell an 
diese Gruppen adressiert, soll die Fibel unterrichten über 

— Sozial-, Jugend- und Gesundheitshilfe, 

— Mutterschutz und Mutterschaftshilfe, 

— Familienlastenausgleich und Steuervorteile, 

— Arbeits- und Ausbildungsförderung, 

— Teilzeitarbeit, 

— Wohnungsförderung für alleinstehende Elternteile mit ab- 
hängigen Kindern. 

Die Fibel soll bei den Sozial-, Jugend- und Gesundheitsämtern, 
bei den freien Wohlfahrtsverbänden, den Mütterberatungs- 
stellen, bei den Krankenkassen und Ärzten, den Arbeits-, Woh- 
nungs- und Finanzämtern ausliegen oder den Betroffenen durch 
die Gemeinden zugestellt werden. 


Bonn, den 14. Juni 1972 


Rollmann 
Frau Stommel 
Frau Griesinger 
Frau Schroeder (Detmold) 
Frau Kalinke 
Dr. Götz 
Burger 
Geisenhofer 
Looft 

Dr. Böhme 


Dr. Fuchs 
Härzschel 
Löher (Dortmund) 
Müller (Berlin) 
Müller (Remscheid) 
Ruf 

Schlichting-von Rönn 
Wawrzik 
Ziegler 
Zink 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Durch verschiedene wissenschaftliche Untersuchungen aus den 
letzten Jahren und durch die Antworten des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit aus dem Jahre 1970 auf 
einen Fragebogen für die 12. Europäische Familienministerkon- 
ferenz mit dem Thema „Alleinstehende Elternteile mit abhän- 
gigen Kindern" ist deutlich geworden, daß in der Bundesrepu- 
blik Deutschland keine Familiengruppe benachteiligter ist als 
die Gruppe der unvollständigen Familie — vor allen Dingen 
also verwitwete, geschiedene, ledige Mütter mit abhängigen 
Kindern unter 15 Jahren. 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes aus dem Jahre 
1969 waren von den rund 7,3 Millionen Familien mit Kindern 
unter 15 Jahren 94,7% vollständige Familien, die aus dem 
Vater, der Mutter und den Kindern bestehen. In 388 000 Fami- 
lien — also bei 5,3% aller Familien mit Kindern unter 15 Jah- 
ren — fehlte ein Elternteil, in 359 000 Familien (92%) der 
Vater, in 29 000 Familien (8 %) die Mutter. 

Von den 13,2 Millionen Kindern unter 15 Jahren lebten 582 000 
Kinder (4,4 %) in unvollständigen Familien, 537 000 Kinder 
(4,1%) lebten bei der Mutter, 45 000 (0,3%) beim Vater. Bei 
140 000 verwitweten Müttern wuchsen 220 000 Kinder unter 
15 Jahren auf, bei 133 000 geschiedenen Müttern 215 000 Kinder 
und bei 86 000 ledigen Müttern 102 000 Kinder. 

In unvollständigen Familien lebten 1969 fast eine Million 
Menschen. 

Die alleinstehende Mutter ist in der Regel einer Doppelbela- 
stung ausgesetzt: Sie muß den Lebensunterhalt für sich und ihre 
Familie verdienen und ist gleichzeitig für die Kindererziehung 
und die Haushaltsführung voll verantwortlich. Während 1969 
32,7 % aller verheirateten Mütter mit Kindern unter 15 Jahren 
erwerbstätig waren, betrug dieser Prozentsatz bei den ver- 
witweten Müttern 39,9 %, bei den geschiedenen Müttern 70,9 % 
und bei den ledigen Müttern 85,5 %. 

Trotz dieser hohen Erwerbstätigkeitquote war aber das monat- 
liche Durchschnittseinkommen der alleinstehenden Mütter im 
Vergleich zu dem der verheirateten Väter mit Kindern unter 
15 Jahren extrem niedrig. Während die verheirateten Männer 
ein monatliches Durchschnittseinkommen von 980 DM hatten, 
zu dem in einem Drittel aller Ehen noch das Einkommen der 
erwerbstätigen Ehefrau und Mutter hinzukam, hatten die ver- 
witweten Mütter ein Einkommen von 590 DM, die geschiedenen 
Mütter von 550 DM und die ledigen Mütter von 510 DM. Und 
während Witwen wie Verheiratete nach der Steuerklasse III 
besteuert werden, genießen ledige oder geschiedene Elternteile 
mit abhängigen Kindern dieses Privileg nicht. 
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Die unvollständigen Familien aber haben nicht nur ein bedeu- 
tend geringeres Einkommen als die vollständigen Familien, sie 
leben auch in beengteren Wohnverhältnissen. 7,4% der Kinder 
aus diesen Familien und sogar 10,5% der Kinder von ledigen 
Müttern teilen das Bett mit anderen Personen. In vollständigen 
Familien sind diese Fälle bedeutend seltener. 

Kinder aus unvollständigen Familien haben geringere Bildungs- 
chancen als Kinder aus vollständigen Familien. Der Anteil der 
Kinder von verwitweten Müttern, die weiterführende Schulen 
oder Hochschulen besuchen, war 1961 bis zu einem Drittel gerin- 
ger als der Anteil der Kinder aus vollständigen Familien. 

In der Bundesrepublik Deutschland kann nur jedes dritte Kind 
im Alter von drei bis sechs Jahren Aufnahme in einem Kinder- 
garten finden. Aber auch für die Kinder alleinstehender Mütter, 
die besonders auf Erwerbstätigkeit angewiesen sind und deren 
Kinder darum schon bevorzugt berücksichtigt werden, stehen 
nicht genügend Plätze in den Kindertagesstätten zur Verfügung. 
Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit sagt 
dazu: „Der größte Teil der alleinstehenden Mütter mit Kindern 
muß auf das Freiwerden eines Platzes längere Zeit warten, teil- 
weise zwei Jahre und länger." 

Für die Kinder alleinstehender Mütter, für die zuhause kein 
Platz ist, die wegen der Erwerbstätigkeit ihrer Mütter oft genug 
nur eine unzureichende Erziehung und Fürsorge haben, die in 
einer Kindertagesstätte oder einer Ganztagsschule keine Auf- 
nahme finden, ist dann das Heim allzu oft der letzte Ausweg. 
Obwohl — wie oben ausgeführt — nur 4,4% aller Kinder in 
unvollständigen Familien heranwachsen, stammen 47,4 % der 
Heimkinder in freiwilliger Erziehungshilfe und 38,3 % der 
Heimkinder in Fürsorgeerziehung von geschiedenen oder ledi- 
gen Eltern ab. Und bei länger andauernder Heimunterbringung 
ergeben sich dann oft genug jene meist irreparablen seelischen 
und körperlichen Schäden, die unter dem Begriff des „Hospita- 
lismus" zusammengefaßt werden und häufig direkt auf die 
Bahn der Kriminalität führen. 

Schon beim Elementarsten; bei der Geburt, liegen Unterschiede 
zwischen Kindern aus vollständigen Familien und von ledigen 
Müttern vor. Jede zehnte Geburt einer ledigen Mutter, aber nur 
jede zwanzigste Geburt einer verheirateten Frau ist eine Früh- 
geburt. Auf 1000 eheliche Geburten kamen 1968 10,7 totgebo- 
rene Kinder, auf 1000 nichteheliche Geburten aber 15,1 tot- 
geborene Kinder. Von 1000 lebendgeborenen Kindern starben 
bei ehelicher Abkunft 21,7, bei nichtehelicher Abkunft 42,4 Kin- 
der im ersten Lebensjahr. Und wenn ein Kind aus einer unvoll- 
ständigen Familie krank ist, muß es nur allzu oft der Pflege der 
berufstätigen Mutter entbehren, oder es kommt gleich in ein 
Krankenhaus, oder die Mutter muß Arbeitsurlaub nehmen oder 
unter irgendeinem Vorwand ihrem Berufe fernbleiben. Erkrankt 
die alleinstehende Mutter selbst, ist häufig niemand da, der ihr 
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die Führung des Haushalts und die Fürsorge für die Familie 
abnimmt. 

Die Bundesregierung kennt spätestens seit ihrer Beantwortung 
des Fragebogens im Jahre 1970 für die 12. Europäische Fami- 
lienministerkonferenz diese Zahlen und die Probleme der un- 
vollständigen Familie. Und sie weiß aus der Beantwortung des 
Fragebogens durch die anderen europäischen Staaten die Maß- 
nahmen, die in diesen Ländern lange ergriffen worden sind, um 
den unvollständigen Familien ein größeres Maß an Chancen- 
gleichheit und sozialer Gerechtigkeit zu geben. 

Die Bundesregierung aber ist völlig untätig geblieben. 1970 
sagte der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
„Neue Maßnahmen zur Verbesserung der ökonomischen Lage 
alleinstehender Elternteile werden z. Z. bei den gesetzgebenden 
Körperschaften nicht behandelt 1 '. Nun, bis heute verfügt die 
Bundesregierung, die sonst Programme für alles und jeden ver- 
kündet, über kein Konzept für die unvollständige Familie. Die 
Familienpolitik der Bundesregierung hat nur die vollständige 
Familie im Auge. Die unvollständige Familie kommt nur inso- 
weit in den Genuß dieser Familienpolitik, wie sich vollständige 
und unvollständige Familie decken. Dabei hätte die staatliche 
Familienpolitik schon lange die unvollständige Familie mit ihren 
Problemen und Schwierigkeiten entdecken müssen. 

Die hier vorgeschlagenen Maßnahmen zur Verbesserung der 
Lage der unvollständigen Familie sind Teile eines Gesamtpro- 
gramms. Inwieweit dieses Programm in der Form eines Gesetz- 
entwurfs vorgelegt werden konnte, wird auf den Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU Drucksache VI/3515 verwiesen. 

Dieses Gesamtprogramm ist das erste Programm für die unvoll-, 
ständige Familie, das in Deutschland vorgelegt wird. Es reicht 
in die verschiedensten Bereiche der Politik hinein, ohne An- 
spruch auf Vollständigkeit zu erheben. Ausgangspunkte dieses 
Programmes sind die schlechte Situation der unvollständigen 
Familie und Artikel 6 des Grundgesetzes, der auch die unvoll- 
ständige Familie unter den besonderen Schutz der staatlichen 
Ordnung stellt. § 1 des Jugendwohlfahrtsgesetzes: „Jedes deut- 
sche Kind hat ein Recht auf Erziehung zur leiblichen, seelischen 
und gesellschaftlichen Tüchtigkeit", gilt auch für die Kinder aus 
den unvollständigen Familien. 


Zu I. 

Das relativ geringe Einkommen alleinstehender Elternteile, ins- 
besondere das verwitweter, lediger und geschiedener Mütter 
mit ihren abhängigen Kindern muß steuerlich entlastet werden. 
Eine verantwortliche Sozialpolitik kann die schlechte Einkom- 
menssituation dieser Gruppe nicht unberücksichtigt lassen. Da 
die Bundesregierung an der Steuerreform bereits seit längerer 
Zeit arbeitet, wird zu diesem Zeitpunkt darauf verzichtet, hier 
einen eigenen Gesetzentwurf vorzulegen. Die Bundesregierung 
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wird daher ersucht, eine merkliche Entlastung der alleinstehen- 
den Elternteile mit abhängigen Kindern im Bereich der Eingrup- 
pierung in Steuerklassen oder durch eine weitgehend verbes- 
serte allgemeine Freibetragsregelung vorzunehmen. 

Zu II. 

Alleinstehende Elternteile mit abhängigen Kindern leben durch- 
schnittlich in beengteren Wohnverhältnissen als vollständige 
Familien. Bei Teilgruppen dieser Familien sind besonders 
schlechte Verhältnisse zu beobachten. 

In der Vergangenheit war offenbar bei der Beseitigung der 
elementaren Wohnungsnot noch zu wenig Gelegenheit, den 
speziellen Wohnbedarf besonderer Gruppen im Sinne der ge- 
setzlichen Verpflichtung von § 28 Abs. 3 des II. Wohnungsbau- 
gesetzes hinreichend zu befriedigen. Benachteiligt wurden da- 
durch insbesondere die alleinstehenden Elternteile mit abhän- 
gigen Kindern, weil wegen des engen Marktes kleinere Woh- 
nungen, insbesondere wenn Dienstleistungen mit angeboten 
werden (Servicehäuser), kaum erschwinglich sind. Hier besteht 
eine breite Lücke im Wohnungangebot, die nicht durch einzelne 
Demonstrationsvorhaben ausgefüllt werden kann. Weiter- 
reichende Förderungsmaßnahmen im gesamten Bundesgebiet 
sind daher erforderlich. 

Die für den Wohnungsbau zuständigen Länderministerien 
haben jeweils zum 1. Oktober eines jeden Jahres ihre Woh- 
nungsbauprogramme mit dem Bundesminister für Wohnungs- 
wesen, Städtebau und Raumordnung abzustimmen und unter 
seiner Leitung ein Gesamtprogramm zu entwickeln. Die Bundes- 
regierung kann daher danach in Abstimmung mit den Ländern 
Förderungsmaßnahmen ergreifen, die den besonderen Belangen 
der Alleinstehenden mit abhängigen Kindern ausreichend Rech- 
nung-trägen und den Verpflichtungen des § 28 Abs. 3 des 
II. Wohnungsbaugesetzes genügen. Eine Ergänzung des § 28 
Abs. 3 des II. Wohnungsbaugesetzes wird deshalb vorgeschla- 
gen, weil sich die Formulierung „Alleinstehende mit und ohne 
Kinder" als ein wichtiger und umfassender Begriff für diese 
Vorschrift anbietet. 

Zu III. 

Von dem Mangel an Kindertagesplätzen sind die berufstätigen 
Mütter, vor allen Dingen die alleinstehenden Mütter, besonders 
betroffen, auch wenn ihre Kinder schon bevorzugt aufgenom- 
men werden. Oft genug sind alleinstehende Mütter gezwungen, 
ihre Berufsausbildung abzubrechen, ihre Berufsausübung zu 
unterbrechen oder ihr Kind gar in ein Heim zu geben, weil sie 
für ihr Kind keinen Platz in einer Kindertagesstätte finden 
können. Es ist darum notwendig, daß die Bundesregierung end- 
lich von der Möglichkeit des § 26 Abs. 1 JWG Gebrauch macht 
und Programme der Bundesländer für die Errichtung von Kin- 
dertagesstätten anregt und fördert und dabei den Bedarf der 
alleinstehenden Elternteile besonders berücksichtigt. 
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Zu IV. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat mit arbeitsmarktfördernden 
Maßnahmen in dem hier geforderten Sinne schon gute Erfolge 
erzielt. Notwendigerweise waren diese Maßnahmen bisher je- 
doch noch punktuell. Mehr Teilzeitarbeitsplätze, die zusammen 
mit Betriebskindergärten und Werkswohnungen speziell auf die 
Bedürfnisse von alleinstehenden Elternteilen mit abhängigen 
Kindern zugeschnitten sind, würden die sozialen und arbeits- 
marktbezogenen Probleme dieser Gruppe wesentlich erleichtern. 


Zu V. 

Gerade die Gruppe der alleinstehenden Elternteile mit abhän- 
gigen Kindern ist häufig so isoliert, daß intensive Bemühungen 
erforderlich sind, um sie über Hilfs- und Förderungsmöglich- 
keiten des Bundes, der Länder und der Gemeinden zu informie- 
ren. Wenn die Betroffenen nichts davon wissen, müssen alle 
Bemühungen, den alleinstehenden Elternteilen und ihren Kin- 
dern zu helfen, fehlgehen. Die Bundesregierung und die Länder 
sollen daher mit der hier vorgeschlagenen Beratungsfibel einen 
gezielten Beitrag zur Informierung der unvollständigen Familie 
leisten. 
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